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Am Ende des 20. Jahrhunderts haben
wir Deutsche allen Grund, mit realisti-
schem Optimismus in die Zukunft zu
blicken. Seit 50 Jahren leben wir in
Frieden - das ist die längste Friedens-
periode in der jüngeren deutschen Ge-
schichte. Mit Zustimmung all unserer
Nachbarn und Partner konnten wir vor
fünf Jahren die Wiedervereinigung un-
seres Vaterlandes in Freiheit erreichen.
Das vereinte Deutschland ist ein welt-
weit geachtetes Mitglied der Völkerfa-
milie, ein Faktor politischer und wirt-

laftlicher Stabilität in Europa.

Für den Auf bruch unseres Landes in das
21. Jahrhundert sind inzwischen gute
Grundlagen gelegt worden. Darauf
aufbauend müssen wir die enormen
Chancen, die sich uns nunmehr bieten,
richtig nutzen.

Für die Union bedeutet dies eine Gestal-
tungsaufgabe ersten Ranges. Diese
umspannt die Bekräftigung bleibender
Werte und die geistige Auseinanderset-
zung mit langfristigen kulturellen Ent-
wicklungen ebenso wie eine reichhalti-
ge politische Tagesordnung:

-Um die innere Einheit zu vollenden,
muß der Aufbau Ost weiter vorange-
trieben werden. Für uns Deutsche ist
die Wiedervereinigung nach wie vor
ein Grund zur Freude und zur Dank-
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barkeit. In den fünf Jahren, die seit-
dem vergangen sind, ist viel geleistet
worden. Besonderer Respekt gilt den
Menschen in den neuen Ländern, die
eine schwierige Phase des Umbruchs
zu bewältigen haben und mit ihrem
unermüdlichen Einsatz enorme Lei-
stungen vollbringen. Inzwischen wur-
de ein beeindruckendes Aufbauwerk
in Gang gesetzt, das weltweit Aner-
kennung findet. Diese Entwicklung in
Gang zu halten und zu fördern bleibt
eine große Zukunftsaufgabe.

-Die Schaffung neuer, zukunftssiche-
rer Arbeitsplätze in Ost und West ist

weiterhin eine Herausforderung aller-
ersten Ranges. Für uns als rohstoffar-
mes Land geht es ganz entscheidend
darum, daß wir uns auf den wirt-
schaftlichen Wachstumsfeldern mit
fortgeschrittenen Technologien ge-
genüber zunehmender Konkurrenz
auf den Weltmärkten behaupten und
verlorengegangenes Terrain zurück-
gewinnen können. Das Wachstum
von morgen läßt sich nicht mit dem
Wissen und den Verfahren von ge-
stern sichern. Unsere schnellebige Zeit
produziert technologische Sprünge in
immer kürzeren Abständen. Wir wer-
den unsere Position als eine der
führenden Exportnationen in der Welt
nur halten, wenn wir uns weiterhin
auf den Zugewinn von Wissen und
Können zu stützen vermögen. Nur ein
hoher Bildungs- und Qualifikations-
stand sichert die Innovations- und Zu-
kunftsfähigkeit unserer Wirtschaft
und Gesellschaft.

-Wir brauchen darüber hinaus ein für
das Neue und den Fortschritt aufge-
schlossenes gesellschaftliches Klima.
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Der Wohlstand unseres Landes kann
auf Dauer nur gesichert werden, wenn
wir die großen Chancen einer ethisch
verantworteten Nutzung des wissen-
schaftlich-technischen Fortschritts
wahrnehmen. Im übrigen lehrt ein
Blick auf die Entwicklungen der ver-
gangenen Jahre, daß der Schutz unse-
rer Umwelt nicht gegen, sondern nur
mit modernsten Technologien am be-
sten zu gewährleisten ist.

Herausforderungen der Zukunft

- Auf sich allein gestellt ist heute kein eu-
ropäisches Land mehr in der Lage, die
großen Herausforderungen von Ge-
genwart und Zukunft zu meistern und
damit Frieden, Freiheit und Wohlstand
dauerhaft zu sichern. Eine der zentralen
Aufgaben bleibt es daher, die politische
Einigung Europas weiter voranzubrin-
gen. Es kommt nun darauf an, den Bür-
gern den Gewinn, den das vereinte Eu-
ropafür uns alle bedeutet, noch stärker
als bisher verständlich zu machen.
Denn die Absicherung und Fort-
führung des europäischen Einigungs-
werkes ist die Schicksalsfrage unseres
Kontinents und unseres Landes. Die
Schreckensbilder vom Krieg im frühe-
ren Jugoslawien sind Warnung genug
und verdeutlichen eindringlich, daß die
europäische Einigung letztlich eine Fra-
ge von Krieg und Frieden im 21. Jahr-
hundertist.

-Zukunftssicherung ist Politik für die
nachkommenden Generationen. Die
wichtigste Hilfe, die der heranwach-
sende Mensch erhalten kann, erfährt
er bei der Ausprägung seiner eigenen
Persönlichkeit. Ehe und Familie sind
und bleiben das Fundament unserer
Gesellschaft. Die Familie ist der erste
und wichtigste Ort individueller Ge-
borgenheit und Sinnvermittlung. Part-
nerschaft zwischen Mann und Frau,
Liebe zu Kindern, Solidarität zwischen
den Generationen - das alles kann un-
sere Gesellschaft nur prägen, wenn es
sich in der Familie bewährt. Als Le-
bens- und Erziehungsgemeinschaft
erbringt sie unverzichtbare Leistun-
gen. Ohne die Werte und Tugenden,
auf denen die Familie gründet, hat
Deutschland keine Zukunft.

Unsere Gesellschaft muß lernen, sich
wieder stärker auf ihre eigenen, oft un-
genutzten Möglichkeiten zu besinnen
und ihren ganzen Reichtum an Fleiß,
Ideen und Hilfsbereitschaft zu mobilisie-
ren. Zugleich bleiben wir angewiesen
auf einen Grundbestand gemeinsamer

die Verwirklichung der Grundwerte ein-
setzen, kann unsere freiheitliche Ord-
nung mit Erfolg verteidigt werden.

Die Grundwerte Freiheit, Solidarität und
Gerechtigkeit bedingen und ergänzen
einander. Eine humane Gesellschaft lebt

Die wichtigsten Themen
... im Westen

Arbeitslosigkeit

Umweltschutz

Asyl und Ausländer

Steuern, Steuererhöhungen

Kriminalität, Ruhe, Ordnung

sonstige soziale Probleme

in Deutschland im Juli 1995
... im Osten
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Probleme der Einheit

iß sonstige soziale Probleme

Kosten und Preise

Werte und Maßstäbe, die ihre Wurzeln
nicht zuletzt in der christlichen Tradition
haben; nur dann haben Freiheit, Tole-
ranz und Weltoffenheit eine feste und
dauerhafte Grundlage.

Balance zwischen den Grundwerten
finden

Man kann nicht oft genug betonen, daß
es ohne die von den Kirchen verkündete
Botschaft von der unveräußerlichen
Würde jedes einzelnen Menschen den
freiheitlichen Verfassungsstaat in seiner
heutigen Gestalt nicht gäbe. Auch wer
nicht das religiöse Selbstverständnis der
Kirchen teilt, wird ihre herausragende
Rolle in einer politischen Ordnung, die
auf dem Fundament von Grundwerten
ruht, anerkennen müssen. Sie sind es,
die in einer säkularisierten Welt die Fra-
ge nach einer den Staat und die Gesell-
schaft übersteigenden Wirklichkeit,
nach einer letzten Sinngebung der
menschlichen Existenz offenhalten und
so stets daran erinnern, daß irdischer
Macht Grenzen gesetzt sind, die diese
nicht überschreiten darf. Nur wenn
Staat und Kirchen sich gemeinsam für

davon, daß jeder dieser Werte mög-
lichst kraftvoll zur Geltung kommt. Vor
allem die Balance zwischen geschenkter
Freiheit und notwendiger Bindung be-
darf unserer ganzen Aufmerksamkeit.
Wer die Spannung zwischen dem un-
verfügbaren Eigenwert des Individuums
und seinem notwendigen Sozialbezug
aufzulösen versucht, gerät in eine fatale
Alternative: Entweder macht er c1

Menschen zum Opfer eines orientie-
rungslosen Individualismus, der in Ver-
einzelung und Einsamkeit führt, oder
zum bloßen Objekt, das dem vermeint-
lichen Wohl eines Kollektivs zu dienen
hat.

Entsprechend der christlichen Überzeu-
gung, die den Menschen als Individual-
wie als Sozialwesen sieht, bejaht die
Union ein Verständnis von Selbständig-
keit, das Freiheit nicht als Freiheit zum
Egoismus, sondern immer auch als Auf-
trag zum Dienst am Mitmenschen be-
greift. Wir bejahen die Vielfalt gesell-
schaftlichen Lebens, die dem Individu-
um, der Familie, den Vereinen, den Ge-
meinden, den Kirchen und den
gesellschaftlichen Gruppen eigene
Möglichkeiten des Engagements eröff-
net.
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Grundwerte

Wo der große Bereich menschlicher Bin-
dungen im Raum zwischen Individuum
und Staat an Vielfalt und Kraft verliert,
besteht die Gefahr, daß der Staat in die
Rolle des Alleinherrschers gedrängt
wird. Dann wären wir wieder bei jenem
„Wohlfahrtstaat", der jedes gesell-
schaftliche Leben vereinnahmt und sei-
ne Bürger bevormundet.

Die Idee der Subsidiarität verlangt dem-
gegenüber Vorfahrt für die jeweils klei-
nere Einheit. Subsidiarität bedeutet aber
auch, daß der Staat die kleineren Einhei-
ten in die Lage versetzt, ihre Aufgaben
zu erfüllen, und auch darauf verzichtet,
alle Aufgaben „nach unten" zu delegie-
ren und somit den einzelnen über Ge-
' (Wir zu belasten.

Nur wenn diese Balance eingehalten
wird, kann die Tugend der Solidarität,
die für uns Christen die politische Kon-
sequenz des Gebots der Nächstenliebe
ist, ihre Kraft entfalten. Nur so können
die Bürger ermutigt werden, nicht nur
zu fragen: Wer hilft mir?, sondern auch

sich selbst die Frage zu stellen: Wem
helfe ich? Unsere Gesellschaft beweist
wirkliche, gelebte Humanität, wenn vie-
le einen persönlichen Dienst am Näch-
sten leisten, wenn viele für andere da
sind und nicht jeder nur an sich selbst
denkt.

Bedürfnisse jenseits von Angebot
und Nachfrage

Zum sozialen Netz des Staates, das ma-
terielle Notlagen überbrücken hilft, muß
ein in Freiheit geknüpftes Netz von
menschlichem Miteinander treten. Es
gibt Formen der Not, die nicht - jeden-
falls nicht in erster Linie - ein Ausdruck
finanzieller Sorgen sind. Viele Men-
schen suchen einfach Geborgenheit
und Zuwendung - Werte, die man eben
nicht kaufen, aber ohne die niemand
von uns leben kann. Wir wollen eine
rücksichtsvollere Gesellschaft, die über
den materiellen Interessen die Bedürf-
nisse jenseits von Angebot und Nach-

frage nicht vergißt. Fortschritt, richtig
verstanden, ist weit mehr als eben nur
eine Vermehrung materieller Güter.

In Abkehr von einem passiven Solida-
ritätsverständnis, demzufolge der ein-
zelne immer nur Ansprüche an andere
hat, bedarf es daher verstärkt der Forde-
rung an jeden einzelnen von uns, mit
seinen Kräften zur Gestaltung einer von
Mitmenschlichkeit geprägten Lebens-
umwelt beizutragen. Von unschätzba-
rem Wert ist daher das ehrenamtliche
Engagement vieler Bürger, zu dem auch
die Arbeit Hunderttausender in den po-
litischen Parteien zählt. Es ist dieses En-
gagement in all seiner Vielfalt, das dem
Staat die Freiräume schafft, um sich in
Zukunft wieder stärker auf seine eigent-
lichen Aufgaben zu besinnen.

Leistung und Geborgenheit, Selbstän-
digkeit und Hilfsbereitschaft sind keine
Gegensätze. Sie sind untrennbare Teile
unserer Vision von einer menschlichen
Zukunft. •

Wie christlich ist die
Gespräch mit CDU-Generalsekretär
Peter Hintze

Vor kurzem ist in den „Evangelischen
Kommentaren" ein Gespräch mit Peter
Hintze veröffentlicht worden, das von
Peter Hölzle geführt wurde. Im folgen-
den geben wir das Interview leicht
gekürzt wieder.

Herr Generalsekretär Hintze, wie kon-
kretisiert sich eigentlich das christliche
Menschenbild in der praktischen Politik
Ihrer Partei?

In unserem Grundsatzprogramm ist ver-
ankert, daß die CDU das „C" zum einen
als die Verbindung von Christen der bei-
den großen Konfessionen in politischer
Verantwortung versteht, zum anderen
aber auch als einen Hinweis auf die
christliche Anthropologie, die unsere
Politik leitet.

Geht es auch ein bißchen konkreter?

Aber selbstverständlich. Das christliche
Menschenbild veranschaulicht sich überall
dort, wo der Mensch in seiner unverletzli-
chen Würde angesprochen ist: etwa beim
Schutz des ungeborenen Lebens oder
beim Transplantationsgesetz oder aber in
der Umweltpolitik. Wir verstehen die Um-
welt nämlich nicht als ein dem Menschen
willkürlich ausgeliefertes Gegenüber, son-
dern wir sehen Mensch und Umwelt als
Teil der einen Schöpfung Gottes, die zu
bewahren unser politischer Auftrag ist.

In diesem Zusammenhang irritiert
natürlich, wenn der Bundesverkehrsmi-
nister Matthias Wissmann Experimente
mit Toten gutheißt, auch wenn sie dem
Schutz der Lebenden dienen.

Ich persönlich heiße einen solchen Um-
gang mit Toten nicht gut, weil ich mei-
ne, daß der Mensch auch nach seinem
Tod eine zu schützende Würde hat. Auf
der anderen Seite stehen wir immer wie-
der im Konflikt, was ist ethisch zulässig,
um in Zukunft Leben zu bewahren, in
diesem Fall schwere Unfallfolgen zu
verhindern oderzu mildern. Und dagibt
es auch in einer Partei, in der sich Chri-
sten zum gemeinsamen Handeln ent-
schließen, unterschiedliche Positionen.
Über Ausgangspunkte und Ziele politi-
scher Entscheidungen verständigt man
sich oft leichter als über den Weg, der
zum Ziel führt. Hinzu kommt, daß unser
C keinen Ausschließlichkeitsanspruch
hat. Es ist eine Selbstverpflichtung -
mehr nicht.

Gleichwohl wird der CDU immer wieder
einmal vorgeworfen, sie habe in den
letzten Jahren ihr genuin christliches
Profil zu sehr dem Zeitgeist geopfert.
Was erwidern Sie auf solche Vorwürfe?

Ich kann diesen Vorwurf nicht akzeptie-
ren, zumal wir ja in der evangelischen
Sozialethik um das Verhältnis von Norm
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C" in der Politik

und Situation wissen. Es gibt auf politi-
sche Fragen keine Antworten, die auf
ewige Zeiten Gültigkeit beanspruchen
können. Ich meine, wir müssen in der
Politik zwischen Fragen unterscheiden,
die die Zeit aktuell stellt und auf die wir
zu antworten haben, und solchen, die
grundsätzlicher Natur sind. Daß wir uns
gerade vom Zeitgeist beeinflussen las-
sen, wird ja an der Frage des Schwan-
gerschaftsabbruchs deutlich, die wir
wieder in die Diskussion gebracht ha-
ben, nachdem sie gesellschaftlich schon
ganz anders beantwortet schien.

Für die Familienpolitik gilt dies aber
nicht. In Grundsatzäußerungen hält die
CDU den Schutz der Familie sehr hoch.
In der konkreten gesetzlichen Ausfor-
mung hingegen wirkt sich diese Wert-
schätzung nicht aus.

Gerade in der Familienpolitik meine ich,
daß sich unsere Politik deutlich zeigt.
Schließlich hat die CDU in den letzten
Jahren, was sage ich: in den letzten Jahr-
zehnten überhaupt erst dafür gesorgt,
daß die Familie, was ihre soziale Absi-
cherung anlangt, deutliche Verbesse-
rungen erfahren hat. Von der Ein-
führung des Kindergeldes bis zu Erzie-
hungsgeld und Erziehungsurlaub
spannt sich hier ein weiter Bogen. Und
wir haben auch eine Reihe von prinzipi-
ellen Durchbrüchen erreicht.

Welche, bitteschön?

Daß die Kindererziehung rentenstei-
gernd und bei mehreren Kindern auch
rentenbegründend wird. Damit findet
die Familienarbeit endlich eine soziale
Anerkennung, ja ein soziale Absiche-
rung. Auch die Pflegeversicherung ist,
wenn man genau hinschaut, eine famili-
enpolitische Leistung, denn diejenigen,
die ihre Angehörigen zu Hause pflegen,
erhalten dafür auch ein Stück eigener
sozialer Absicherung.

Und doch stellen Sie die doppelverdien-
enden Ehepaare ohne Kinder immer
noch entschieden besser als diejenigen
mit Kindern, wo nur ein Ehepartner ver-
dient und der andere sich der Kinderer-
ziehung widmet.

Gerade für diejenigen haben wir aber ei-
nen neuen Familienleistungsausgleich

„Wir müssen den Gemeinsinn neu
beleben."

geschaffen, der eine deutliche Verbes-
serung um viele Milliarden Mark brin-
gen wird, wenn er denn hoffentlich
demnächst die parlamentarische Hürde
nimmt.

Wie wird er aussehen?

Dieser Familienleistungsausgleich wird
einfacher und durchschaubarer sein als
das bisherige System, das den Nachteil
hatte, daß die Leistungen für die Familie
an unterschiedlichen Stellen abgerufen
werden mußten und mancher Betroffe-
ne deshalb gar nicht wußte, was ihm al-
les zusteht.

Nun ist man freilich in der Familienpoli-
tik nie am Ende. Und es stehen auch im-
mer große Summen auf dem Spiel.
Wenn, um nur ein Beispiel zu nennen,
das Kindergeld pro Kind und Monat um
zehn Mark erhöht wird, müssen dafür
zwei Milliarden Mark bereitgestellt wer-
den. Das ist viel Geld, ohne daß zehn
Mark Kindergelderhöhung als wirksame
Entlastung empfunden werden. Trotz-
dem meine ich, daß wir gerade im Be-
reich der Familienpolitik eine Menge ge-
schafft haben.

Wird sich das nicht erst dann sagen las-
sen, wenn junge Frauen besser als bis-
her Familie und Beruf miteinander ver-
binden können?

Aber gerade hier haben wir ja mit Erzie-
hungsurlaub und Erziehungsgeld, die
zwischen Ehefrau und Ehemann aufge-
teilt werden können, sowie mit dem
Teilzeitanspruch, den wir bei Bundes-
behörden geschaffen haben, die Wei-
chen in die richtige Richtung gestellt. Ich
trete nachdrücklich dafür ein, daß für
Familienarbeit ein Rechtsanspruch auf
Teilzeitarbeit in den Tarifverträgen ver-
ankert wird, damit es in Zukunft auf al-
len Arbeitsfeldern besser möglich sein
wird, Familie und Beruf zu verbinden.

Trotzdem konfrontiert uns die Statistik
mit schockierenden Wahrheiten. Immer
mehr kinderreiche Familien geraten
auch deshalb in Armut, weil sie ke1 '.'
ihren Einkommensverhältnissen ange-
paßten Wohnungen finden. Was tut die
familienfreundliche CDU gegen diesen
Mißstand?

Die Frage nach bezahlbarem Wohn-
raum für größere Familien ist eine
Schlüsselfrage. Hierzu gibt es zwei An-
satzpunkte: Der eine beinhaltet eine
konsequente Subjektsförderung, das
heißt: Familien sollen durch ein ausrei-
chend hohes Wohngeld in die Lage ver-
setzt werden, dort, wo sie leben und ar-
beiten, auch zu wohnen.

Was wäre die Alternative dazu?

Der zweite Ansatzpunkt ist eine zielge-
nauere Objektförderung.

Wie soll die aussehen?

Bislang wird derjenige bevorzugt, der
zur Finanzierung des eigenen Wohn-
raums eine Menge eigener Finanzmittel
aufbringt. Diese einseitige Eigenheim-
förderung möchten wir dahingehend
weiterentwickeln, daß sie auch für Fa-
milien attraktiv wird, die nicht viele Ei-
genmittel einsetzen können. Im Klartext
heißt dies: Wer kein Eigenheim finanzie-
ren kann, soll durch ein ausreichendes
Wohngeld so gestellt werden, daß er
sich angemessen Wohnraum leisten
kann. Und wer nur über bescheidene
eigene Finanzmittel verfügt, soll doch in
den Genuß eben jener staatlichen För-
dermittel kommen, die bislang nur beim
Vorweis größerer Finanzmittel zur Ei-
genheimfinanzierung gewährt wurden.
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Mit dieser Doppelstrategie wollen wir
dazu beitragen, daß Familien mit Kindern
auch wirklich mit kinderlosen Paaren
oder Menschen, die alleine leben, mithal-
ten können.

Aus den Reihen Ihrer Partei - ich denke
da an die Bundestagspräsidentin Rita
Süssmuth - kommen immer wieder Vor-
stöße, die nichtehelichen Gemeinschaf-
ten den Familien gleichzustellen. Wie
vereinbart sich diese Tendenz mit den
prononcierten Schutzmaßnahmen, die
die CDU für die Familie formuliert?

Der besondere Schutz von Ehe und Fa-
milie wird von uns niemals preisgege-
ben. In unserem Grundsatzprogramm
'"•jlffen wir lediglich die
/ .jssage, daß wir die
Entscheidung eines
Menschen, etwa in ei-
ner nichtehelichen Part-
nerschaft zu leben, als
seine persönliche Ent-
scheidung respektieren.
Insofern verbietet sich
aus unserer Sicht auch
jede gesellschaftliche
Diskriminierung einer
nichtehelichen Partner-
schaft. Ihre rechtliche
Gleichstellung mit der
Ehe, auch im Hinblick
auf die staatliche Förde-
rung, lehnen wir aller-
dings ab. Ausgenom-
)af n sind Kinder, die aus

einer nichtehelichen Partnerschaft her-
vorgegangen sind. Ihnen soll daraus
kein Nachteil erwachsen, daß sich ihre
Eltern anders entschieden haben, als es
das Gesetz vorsieht.

Wer Kinder in die Welt setzt, darf sich
nicht nuram „Kindersegen" erfreuen. Er
stellt der Gesellschaft auch ein Kapital zur
Verfügung, mit dem diese über den Ge-
nerationenvertrag die Alterssicherung fi-
nanziert, ohne daß dieses Kapital wirklich
Zinsen trägt. Wie will die CDU nach dem
magischen Jahr 2005 die Renten sichern,
obgleich der dazu notwendige Nach-
wuchs infolge der Geburtenlücke im letz-
ten Jahrzehnt nicht in ausreichender Zahl
zur Verfügung steht?

Aus meiner Sicht stellen Sie die falsche
Frage. Richtig muß sie lauten: Wird un-

sere Wirtschaftskraft in Zukunft sinken,
wird sie gleichbleiben, oder wird sie eher
steigen? Schließlich werden aus der je-
weiligen Wirtschaftskraft die Soziallei-
stungen getätigt. Und da darf ich auf ein
Gutachten des Prognos-lnstituts ver-
weisen, das die Deutsche Bundesbank
vor einiger Zeit veröffentlichte. Darin
wird prognostiziert, daß unsere Wirt-
schaftskraft weiter steigen wird. Daraus
schließe ich, daß die Renten auch dann
sicher bleiben, wenn sich die Zahl der
Beschäftigten verändert. Schließlich
wird auch unsere Produktivität steigen.
Sie steigt, weil kräftig rationalisiert wird.
Natürlich frißt Rationalisierung Arbeits-
plätze, aber indem sie die Produktivität
steigert, schafft sie auch neue und er-

Es ist nicht einfach, ein Deutscher zu sein ...

Das Volk hat es schwer mit sich selbst,

es findet sich fragwürdig, es leidet zuweilen

an sich bis zum Ekel...

Der deutschen Seele eignet etwas Tiefstes

und Irrationales, was sie dem Gefühl und

Urteil anderer, flacherer Völker störend,

beunruhigend, fremd, ja widerwärtig und

wild erscheinen läßt. Thomas Mann

ist ein Warnsignal, das wir nicht überse-
hen sollten.

Welche Schlußfolgerungen ziehen Sie
daraus?

Wir müssen den Gemeinsinn neu bele-
ben, aber auch die Wertediskussion.
Wir müssen wieder klarmachen, was die
Würde des Menschen bedeutet, was in
den Zehn Geboten an Gemeinschaftsle-
ben und an Gemeinschaftsverantwor-
tung zum Ausdruck kommt.

Wie wollen Sie das erreichen?

Politiker müssen in ihren Handlungen
stärker als bisher Wertentscheidungen

deutlich werden las-
sen, etwa wenn es um
die Bewahrung der
Umwelt geht oder um
die Würde des Men-
schen oder um die
Frage, wie man auf
unserem Globus in
Gottes guter Schöp-
fung hundert Millio-
nen Menschen jähr-
lich mit Brot, Wasser
und Arbeit versorgen
kann. Wie wir Frieden
für alle erreichen und
bewahren können.
Das sind große Fra-
gen.

höht das Sozialprodukt, mit dem wir un-
sere Daseinsvorsorge bestreiten. Jede
dritte Mark des Sozialprodukts geht ja in
die soziale Sicherung.

An dieser Stelle legt sich eine Frage na-
he, die mit dem bislang Diskutierten in
einem engeren Zusammenhang steht
als auf den ersten Blick erkennbar ist.
Welche Rückwirkungen hat Ihrer Mei-
nung nach die seit Jahrzehnten anhal-
tende Säkularisierung auf das Sozialver-
halten und die demokratischen Tugen-
den?

Wir sind in der Gefahr, schrittweise das
Gemeinschaftsgefühl zu verlieren.
Schwindet es, nimmt aber auch unsere
Bereitschaft zur Solidarität ab. Wir be-
obachten dies in der Nachbarschaft,
aber auch gesamtgesellschaftlich. Das

Wie beantworten Sie sie?

Zunächst einmal müssen wir eine stärke-
re Globalisierung unserer Politik einlei-
ten, müssen über unser Land hinausden-
ken. Auf den Weltklimakonferenzen in
Rio und Berlin wurden erste Schritte in
Richtung Weltverantwortung getan, die
zu der Hoffnung berechtigen, daß der
globalen Herausforderung auch eine glo-
bale Antwort entgegengestellt wird.

Ich bin sicher, wenn die Bevölkerung erst
sieht, daß die Politik hier in Verantwor-
tung für die nächste Generation und im
Blick auf Europa und die Völkergemein-
schaft handelt, dann wird sie dies hono-
rieren und der ethischen Autorität, die
auf diese Weise neuen Gemeinsinn stif-
tet, gerne folgen. Dies jedenfalls wün-
sche ich mir. •
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Technologie für die
Zukunft

Cornelia Yzer

An der Schwelle zum 21. Jahrhundert
steht unser Land vor großen Herausfor-
derungen, die ohne technologische In-
novationen nicht zu bewältigen sind.
Deutschland braucht vor allem neue
zukunftssichere Arbeitsplätze. Be-
schäftigungsfelder ändern sich welt-
weit mit großer Dynamik. Der Standort
Deutschland muß in diesem Wandel
seien Platz behaupten zwischen den
„Innovationsweltmeistern" USA und
Japan, ebenso wie zwischen Volkswirt-
schaften mit niedrigen Lohnkosten in
den osteuropäischen Nachbarländern
und neuen Technologiewettbewerbern
aus Südost-Asien.

Arbeitsplätze in Deutschland können
nur auf neuen und anspruchsvollen
Betätigungsfeldern entstehen, z.B. auf
der Grundlage von Digitalisierung, Elek-
tronik und Biotechnologie, von Infor-
mations- und Kommunikationstechnik
sowie Hochgeschwindigkeitsverkehr,
von Bionik und Miniaturisierung, von
neuen Laser-, Werkstoff- und Umwelt-
technologien und durch neue Dienstlei-
stungsfelder, die durch diese Technolo-
gien eröffnet werden.

Biotechnologien und
Gesundheitsforschung

Die Wachstumsmärkte der Zukunft
werden in den Bereichen liegen, die jetzt
von Wissenschaft und Forschung er-
schlossen werden. Zu den Schlüssel-
technologien des 21. Jahrhunderts
gehören prioritär die Biotechnologie
und die Informationstechnologien.
Der Markt für Biotechnologie steht
noch vor seiner vollen Entfaltung. Doch
die weltweiten Wachstumsraten sind
schon heute beachtlich. Bedingt durch
ihren Querschnittscharakter hat die Bio-
technologie Auswirkungen auf viele an-

dere Technologiebranchen wie Mikro-
elektronik, medizinische Technik, Ener-
gie- und Umwelttechnik, Agrar- und
Nahrungsmitteltechnik sowie chemi-
sche Technik, Apparate- und Meßtech-
nik.

Für die Initiativen Humangenomfor-
schung und Gentherapie stellt das Bun-
desministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Forschung und Technologie
(BMBF) 1996 bis 1999 ca. 300 Mio. DM
bereit. Schwerpunkte der Förderstrate-
gie richten sich auf neue Diagnostikazur
Früherkennung von Erkrankungen bzw.
Veranlagungen für schwere Krankhei-
ten einschließlich von Methoden zur
Prävention und Therapie, auf die Auf-
klärung spezifischer Krankheitsrisiko-
faktoren und die Anwendung neuer
körpereigener Wirkstoffe. Dies wird die
Behandlungsmöglichkeiten für schwere
Erkrankungen wie Krebs, bestimmte
Herz-Kreislauferkrankungen oder al-
tersbedingte Erkrankungen erheblich
erweitern.

In der gemeinsamen Initiative ,Human-
genomforschung" bündeln die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft (DFG)
und BMBF die nationalen deutschen
Aktivitäten in einem der wichtigsten Zu-
kunftsfelder der Biowissenschaften.
Wesentliche Komponente der Initiative
ist es, strukturelle Voraussetzungen für
Spitzenleistung zu schaffen. Damit be-
schreitet das BMBF einen neuen förder-
politischen Weg. Als erste strukturelle
Fördermaßnahme werden ein Ressour-
cenzentrum und eine Primärdatenbank
beschaffen. Sie haben die Aufgabe,
gleiche qualitative Voraussetzungen für
alle beteiligten Forschungseinrichtun-
gen zu gewährleisten.

Ziel des Projekts ist es, unser Wissen zu
mehren und damit befähigt zu werden,
Krankheiten besser zu bekämpfen. Dar-
über hinaus scheint es mir von hervorra-
gender Bedeutung, gemeinsam eine

Wertediskussion anzustoßen. Viele
Menschen fürchten angesichts schein-
bar unbegrenzter gentechnischen Mög-
lichkeiten unwiderrufbare Eingriffe in
die Schöpfung sowie den Verlust ethi-
scher Werte. Ethische, rechtliche und
soziale Aspekte müssen daher integrale
Bestandteile des Humangenomprojekts
sein. Als erster Schritt werden interdiszi-
plinäre Fachtagungen veranstaltet, die
Stand und Perspektiven der Diskussion
sowie den konkreten Forschungsbedarf
ermitteln sollen.

Die Rahmenbedingungen für die bio-
und gentechnologisch orientierte For-
schung und Produktion in Deutschland
haben sich in letzter Zeit deutlich ver-
bessert. Dies hat die kürzlich in Lond.- <
veröffentlichte Studie ,Biotech '95" Q^
Beratungsunternehmens Ernest & Yo-
ung bestätigt. Deutschland hat dem-
nach gute Chancen, an der biotechno-
logischen Revolution zu partizipieren.
Der Leistungsstand der deutschen For-
schung in den Biowissenschaften ist
hoch. Rückstände bestehen noch bei
der Umsetzung und Anwendung von
Forschungsergebnissen. Es kommt jetzt
darauf an, dieses Innovationspotential
für Anwendungen in Medizin, Land-
wirtschaft und Industrie zu nutzen. Ge-
rade bei der Umsetzung der Ergebnisse
der Grundlagenforschung muß
Deutschland in Europa wieder den Spit-
zenplatz in wichtigen Anwendungsbe-
reichen einnehmen.

Akzeptanz in der Gesellschaft

Wer technologische Innovationen will,
muß Akzeptanz schaffen. Ich halte es
daher für ein wichtiges Anliegen, das
geistige Klima für Umdenkprozesse zu
schaffen. Wissenschaft und forschende
Industrie sind stärker als in der Vergan-
genheit auf die Öffentlichkeit und die
Akzeptanz in der Gesellschaft angewie-
sen. Bereits im Vorfeld wichtiger tech-
nologischer Vorhaben und Investitio-
nen müssen Ziele und Motivation aktiv
vertreten und die Öffentlichkeit sachge-
recht informiert werden. Deshalb hat
sich das BMBF auch frühzeitig für eine
Kennzeichnungspflicht gentechnisch
behandelter Lebensmittel ausgespro-
chen. Nur mit Offenheit lassen sich Ak-
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zeptanzprobleme in der Bevölkerung
mindern und Interesse an wissenschaft-
lichem Fortschritt wecken.

Informationsgesellschaft und
Multimedia im Bildungsbereich

wir seit 1986 viele Modellversuche in al-
len Bildungsbereichen mit mehr als 150
Mio. DM gefördert. Moderne Informa-
tionstechniken standen ebenso auf dem
Prüfstand wie Multimedia-Anwendun-
gen sowohl als Bildungsgegenstand wie
auch als Werkzeug.

noch das vorherrschende Gefühl zu
sein. Wir müssen hier noch breiter infor-
mieren und den Nutzen der neuen
Technologien für die Zukunft erklären,
um die durchaus verständliche Angst
vordem unbekannten Neuen abzubau-
en.

In den führenden Industriestaaten der
Welt sind Datenautobahnen und Multi-
mediatechniken zentrale Themen staat-
licher Innovationspolitik und privatwirt-
schaftlicher Investitionsvorhaben. Multi-
mediatechnologien sind das Rückgrat
der sich formierenden weltweiten Infor-
mationsgesellschaft. Diese wird Auswir-
kungen auf fast alle Bereiche des tägli-

/' ' i(en Lebens haben. Die Informationsge-
sellschaft wird Feld für und von Innova-
tionen sein. Sie impliziert wirtschaftliches
Wachstum und kulturelle Herausforde-
rungen. Telearbeit, Telemedizin, Tele-
learning und Teleshopping sind nur eini-
ge der Anwendungsmöglichkeiten, mit
denen diese neue Technologien enorme
wirtschaftliche Chancen eröffnen. Aber
auch die nichttechnischen Aspekte der
Informationsgesellschaft, wie soziale,
gesellschaftliche und rechtliche Auswir-
kungen, müssen bedacht und sinnvoll
gestaltet werden. Wir haben nicht die
Wahl, auf diese Techniken und Dienste
zu verzichten, aber alle Chancen, die vor-
handenen Gestaltungsoptionen aktiv
und kreativ auszufüllen.

hatutschland hat gute technische und
gesellschaftliche Voraussetzungen für
die Entwicklung einer Informationsge-
sellschaft. Wir verfügen bereits über lei-
stungsfähige Endgeräte, flexible Ver-
mittlungstechniken und ausbaufähige
Telekommunikationsnetze. Die ökono-
mische Erschließung des Information-
Highways ist nach meiner Überzeugung
vorrangige Aufgabe der Wirtschaft
selbst. Die Aufgabe des Staates sehe ich
darin, geeignete Rahmenbedingungen
für Wettbewerb und Dienstvielfalt zu
schaffen, Investitionen in Zukunftstech-
nologien zu erleichtern und innovati-
onsorientierten Unternehmensgrün-
dungen zu unterstützen sowie Verant-
wortung für die Auswirkungen im Bil-
dungsbereich zu übernehmen.

Im Rahmen des Gesamtkonzepts für die
informationstechnische Bildung haben

Berufliche Weiterbildung muß
flexibler werden!

Insgesamt hat das BMBF bisher mehr als
380 Mio. DM in Maßnahmen der inno-
vativen Telekooperation und Telekom-
munikation investiert, davon rund 150
Mio. DM in das deutsche Forschungs-
netz, das eine wesentliche Vorausset-
zung für ein europäisches Wissen-
schaftsnetz bildet.

Der im März d.J. beim Bundeskanzler
gegründete Rat für Forschung, Techno-
logie und Innovation befaßt sich prio-
ritär mit den Herausforderungen der In-
formationsgesellschaft. Er wird noch in
diesem Herbst Ergebnisse und Hand-
lungsempfehlungen vorlegen.

Ich bin mir bewußt, daß es noch ein wei-
ter Weg sein wird, um auch in der brei-
ten Öffentlichkeit das Interesse und das
Verständnis für die neuen Informations-
techniken zu wecken. Auch die Frage
nach der Akzeptanz der neuen Techno-
logien in der Gesellschaft sehe ich noch
lange nicht zufriedenstellend beantwor-
tet. Unsicherheit und Abwehr scheinen

Schlüsselqualifikationen der Zukunft

Es führt kein Weg daran vorbei: Das Be-
herrschen neuer Informations- und
Kommunikationstechniken gehört zu
den wichtigsten Schlüsselqualifikatio-
nen der Zukunft. Medienkompetenz
wird zum Erfolgsfaktor im Leben junger
Menschen. Die neuen Technologien er-
fordern auch neue Wege in der Medien-
pädagogik. Elektronische Medien stel-
len andere Anforderungen als Printme-
dien. Wir müssen die Jugendlichen be-
fähigen, den technischen Umgang mit
den neuen Medien optimal zu beherr-
schen und sie gleichzeitig in die Lage
versetzen, die neuen Medien kritisch
und kreativ zu nutzen, d.h. verantwort-
lich und verantwortungsbewußt damit
umzugehen.

Es gilt, in unserem Land eine Zweiklas-
sengesellschaft zu verhindern: Die, die
über Medienkompetenz verfügen und
die anderen, die nicht daran teilhaben
können.

Die Schulen brauchen den Zugang zu
den Datennetzen. Der Informations-
Highway darf nicht ohne Anschlußstelle
an den Schulen vorbeilaufen. Hier ha-
ben wir in allen Bundesländern einen
großen Nachholbedarf. Zwar verfügen
60 % aller privaten Haushalte mit schul-
pflichtigen Kindern über einen PC, aber
nur 2 % aller Schüler.

Die Ausstattung an den Hochschulen ist
schon etwas besser. Aber auch hier fehlt
es an Möglichkeiten der individuellen
Nutzung. Die Vision von der virtuellen
Universität könnte erst dann Realität
werden, wenn jede Seite jedes Buches
aus jeder nationalen und internationa-
len Bibliothek elektronisch auf den stu-
dentischen Arbeitsplatz, sei es in der Bi-
bliothek oder zu Hause, geholt werden
könnte. Hier stelle ich mir auch interes-
sante Mischformen von Fern- und Prä-
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senzstudium vor. Diese Aspekte müssen
auch beim Bau von Hochschulen stärke-
re Beachtung finden. Heute wird immer
noch auf konventionelle Hochschulbau-
ten mit immer größeren Räumen für im-
mer mehr Studenten gesetzt, anstatt -
ich vereinfache bewußt - die elektroni-
sche Bibliothek für den heimischen PC
verfügbar zu machen.

Ich bin überzeugt, daß gerade auch die
Bedeutung von Weiterbildungsmaß-
nahmen, gestützt auf Multimediatech-
niken, zukünftig steigen wird. Wissen
und Informationen werden - zeitlich
und örtlich flexibel - zunehmend über
neue Technologien vermittelt und er-
worben werden können. Ich bedauere
daher, daß Multimedia in der Weiterbil-
dung, beim lebenslangen Lernen, zur
Zeit noch ein Schattendasein fristet, ob-
wohl sich hierein breites Anwendungs-
feld auftut. Die Weiterbildungseinrich-
tungen bieten hier Chancen zu individu-
ell angepaßten Angeboten.

Bildung und Ausbildung müssen die
Menschen dazu befähigen, den gesell-
schaftlichen wie den technologischen
Wandel zu .bewältigen", ihn aktiv mit-
zugestalten, statt sich von ihm ,überrol-
len" zu lassen. Die Qualität der Ausbil-
dung ist dabei ebenso entscheidend wie
die Qualifizierung des Wissens.

Berufliche Bildung als Standortfaktor

Für die Gestaltung unserer Zukunft
brauchen wir neben einem forschungs-
und technologieoffenen Klima vor allem
gut ausgebildete Menschen, ihre schöp-
ferische Energie und Kreativität.

Investitionen in die berufliche Aus- und
Weiterbildung sind daher für die Inno-
vationskraft der Wirtschaft und damit
auch für die Sicherung der internationa-
len Wettbewerbsfähigkeit Deutsch-
lands von herausragender Bedeutung.
Die Leistungsfähigkeit des deutschen
Bildungssystems ist unbestritten. Dies
gilt insbesondere für das im internatio-
nalen Ansehen so erfolgreiche System
der dualen Berufsausbildung. Wir soll-
ten uns daher nicht in eine Krise hinein-
reden lassen. Mit innovativen Ideen

wollen wir da ansetzen, wo wir noch bes-
ser und moderner werden müssen.

Die berufliche Aus- und Weiterbildung
muß insgesamt flexibler und differenzier-
ter gestaltet und die Gleichwertigkeit von
beruflicher und allgemeiner Bildung her-
gestellt werden. Nur so wird es möglich
sein, die Jugendlichen adäquat auf die Er-
fordernisse des Arbeitsmarktes der Zu-
kunft vorzubereiten. Das ist im Interesse
der Zufriedenheit der Jugendlichen wie
im Interesse einer prosperierenden Wirt-
schaft.

Eine geradezu lebenswichtige Vorausset-
zung, um jungen Menschen eine Zu-
kunftsperspektive zu sichern, ist ein aus-
reichendes Ausbildungsplatzangebot.
Die Jugendarbeitslosigkeit ist im Ver-
gleich zu unseren europäischen Nach-
barn bei uns glücklicherweise unter-
durchschnittlich. Trotzdem erscheint der
Berufseinstieg für viele aktuell gefährdet,
weil betriebliche Ausbildungsplätze, ge-
messen an der Nachfrage, immer knap-
per werden. Dies gilt vor allem in Ost-
deutschland. Hier ist zunächst die Wirt-
schaft gefordert, ihr Lehrstellenverspre-
chen einzulösen und zugleich ihrer
gesellschaftspolitische Verantwortung
gerecht zu werden. Denn wie soll ein Ju-
gendlicher in unserem Wirtschaftssystem
zu fassen, wenn er bei seiner ersten Be-
währungsprobe am Arbeitsmarkt - der
Suche nach einer Lehrstelle - scheitert?

Ich sehe ein grundlegendes Erfordernis
darin, jedem ausbildungswilligen Ju-
gendlichen diejenige Qualifikation zu
vermitteln, die seiner Leistungsfähigkeit
entspricht, auch den leistungsschwäche-
ren Jugendlichen.

Die Gleichwertigkeit beruflicher und aka-
demischer Bildung setzt auch die wirt-
schaftliche Sicherung der beruflichen
Aufstiegsfortbildung voraus. Hierzu hat
die Bundesregierung einen Gesetzent-
wurf eingebracht, der eine entsprechen-
de staatliche Förderung - analog dem
BAföG für Schüler und Studenten - vor-
sieht. Diese Förderung betrifft künftige
Handwerks- und Industriemeister. Sie
soll sich auf entsprechende Fortbildungs-
abschlüsse im Gesundheitswesen, im so-
zialpflegerischen und sozialpädagogi-
schen Bereich sowie für Techniker und
Betriebswirte erstrecken.

Diesen Gesetzentwurf sehe ich als Kern-
stück einer Offensive zur Stärkung der
Selbständigkeit und des Mittelstandes.
Über 200.000 Handwerksbetriebe su-
chen bis zur Jahrtausendwende einen
Nachfolger. Mit dieser Förderung der
Aufstiegsfortbildung soll dafür gesorgt
werden, daß für diese Betriebe auch
künftig genügend geeignete Nach-
wuchskräfte zur Verfügung stehen. •

Anm.:
Cornelia Yzer, MdB,

ist Parlamentarische Staatssekretärin
im Bundesministerium für Bildung,

Wissenschaft, Forschung und
Technologie.

i

Insbesondere im Bereich der Medi-
zin, der Gen- und Biotechnologie
stellen uns die neuesten Entwicklun-
gen auch vor neue ethische Heraus-
forderungen.

Auf folgende Fragen müssen
wir Antworten finden:

Mit welchen technologischen Ent-
wicklungen ist zu rechnen, und wie
gehen wir damit um? Welche ethi-
schen Maßstäbe legen wir an, wenn
es darum geht, natürliches Erbgut zu
erforschen und zu verändern, Leben
zu erzeugen und Leben zu verlän-
gern? Wo ziehen wir Grenzen, die
nicht überschritten werden dürfen? f

Wir sind verpflichtet, mit Hilfe des
wissenschaftlichen Fortschritts und
moderner Technologien nach We-
gen zu suchen, um die Würde des
Menschen zu schützen, die Umwelt
zu erhalten und die natürlichen Le-
bensgrundlagen für kommende Ge-
nerationen zu sichern - und zugleich
eine anhaltende wirtschaftliche Ent-
wicklung möglich zu machen. Wir
setzen dabei nicht vor allem auf den
Staat, sondern auf die Ausgestaltung
der Ökologischen und Sozialen
Marktwirtschaft.

(aus: „Die Tagesordnung der Zukunft Arbeits-
programm auf dem Wegin das21. Jahrhun-
dert", Arbeitspapier für den CDU-Bundespar-
teitag, 15.-18.10.1995, Karlsruhe)
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Ökumene in Europa

Die Kirchen und das
Europa von morgen

Reinhard Frieling

„Der christliche Glaube ist für die künf-
tige Entwicklung in Europa von ent-
scheidender Bedeutung. Europa und
das Christentum gehören seit langem
zusammen. Das Christentum ist eine
wichtige Quelle, aus der Europa lebt."
Mit diesen Worten begann 1994 eine
Erklärung des Rates der EKD zur eu-

lopäischen Einigung.

Sie macht dreierlei deutlich. Erstens, die
Zukunft Europas kann nur aus den Leh-
ren der Geschichte gestaltet werden.
Zweitens, der christliche Glaube, d.h.
die Einstellung und die Verantwortung
jedes einzelnen Christen, ist entschei-
dend für die Gestaltung Europas. Und
drittens, die kirchlichen Institutionen
dürfen nicht im konfessionellen Allein-
gang die Zukunft Europas prägen wol-
len; das Christentum, die Ökumene in
Europa, ist herausgefordert.

Auswirkungen eines
pluralen Europas

Europa ist nicht nur das christliche
Abendland oder die Europäische Union.
Das ganze Europa vom Atlantik bis zum
Ural war seit dem frühen Mittelalter vor-
wiegend christlich geprägt. Die Auftei-
lung in einen byzantinischen Osten und
einen römisch-katholischen und refor-
matorischen Westen hat unterschiedli-
che politische, kulturelle und konfessio-
nelle Räume hervorgebracht, die bis heu-
te ein unterschiedliches Lebensgefühl in
Ost und West sowie in Nord und Süd be-
wirken. Die jahrhundertelange gegensei-
tige Beeinflussung von Konfession und
Nationalkultur ist auch bei der allgemei-
nen Säkularisierung der gegenwärtigen
europäischen Gesellschaft spürbar und
begründet ein plurales Europa. Aufgrund
der im christlichen Glauben verwurzelten
Gewissens- und Religionsfreiheit und der

grundsätzlichen Bejahung von Gemein-
schaftswerten wie Heimat, Volk und
Staat müssen diese Prägungen in Europa
nicht abgeschafft, sondern als Reichtum
begriffen und in die gesamteuropäische
Gesellschaft eingebracht werden.

Die Geschichte des sogenannten christ-
lichen Europas hatte freilich auch düste-
re Schattenseiten, von denen für die Zu-
kunft zu lernen ist. Intoleranz und
Zwangschristianisierung , Kreuzzüge
und Ketzertötungen, Mißbrauch des
Namens Gottes für zerstörerischen Na-
tionalismus und Rassismus sind Beispie-
le dafür, daß eine Kirche, die sich zu sehr
auf weltliche Macht einläßt und auto-
ritär wird, die eigenen Grundlagen
christlichen Glaubens preisgibt.

Für die Zukunft Europas ist es wichtig, die
Einsichten der Reformation zur Geltung
zu bringen: Freiheit wird nur in Verant-
wortung vor Gott bewahrt und darf nicht
zu schrankenlosem Individualismus oder
Gruppenegoismus verkommen. Für die
Freiheit der anderen eintreten, bedeutet
in Europa dann auch, die religiöse und
kulturelle Prägung durch andere Religio-
nen und nichtchristliche Bewegungen zu
akzeptieren. Beispielsweise haben das
Judentum, der Islam und der säkulare
Humanismus in der Geschichte und Ge-
genwart Europas einen wichtigen Platz.
Die Christen und die Kirchen haben ge-
wiß das Recht, ihre Evangelisierungan al-
le Menschen auszurichten, sie haben
aber auch die Pflicht, gemeinsam mit den
Nichtchristen zum Wohl der Gesellschaft
beizutragen.

Verpflichtung zur AAitgestaltung

Aus der Geschichte ergibt sich also nicht
die Aufgabe, ein homogenes „christli-
ches Europa" zu restaurieren. Damit ist
nicht der Rückzug der Christen und der
Kirchen aus der öffentlichen Verant-

wortung gemeint. Im Gegenteil, aus
dem christlichen Glauben selbst ergibt
sich die Verpflichtung, Kultur und Geist
Europas m itz u gestalte n. In einer Zeit, in
der ein neuer Nationalismus erblüht, der
das „Ethnische" zu einem nahezu abso-
luten Wert hochstilisiert, treten Christen
dafür ein, daß Europa nur Zukunft hat,
wenn es zu einer Versöhnung von Völ-
kern und Kulturen kommt, weil Versöh-
nung ein zentraler Teil des Evangeliums
von Christus ist.

Wenn man in Europa sich ohnmächtig
wieder daran zu gewöhnen scheint, daß
Kriege und Bürgerkriege Mittel der poli-
tischen Auseinandersetzung sind, dann
fordern Christen eine internationale
Friedensordnung, in der die übernatio-
nalen Institutionen wie die Vereinten
Nationen und die Europäische Union
mit staatlichen Kompetenzen ausge-
stattet werden, welche im Sinne des Po-
lizeirechts „unter Androhung und Aus-
übung von Gewalt für Recht und Frie-
den sorgen" (Barmer Theologische Er-
klärung 1934, These V). Und
gleichzeitig engagieren sich die Christen
bei allen gewaltfreien Konfliktbearbei-
tungen für eine friedvolle Zukunft. Wo
in West- oder Ost-Europa die freie
Marktwirtschaft nur zur persönlichen
Bereicherung mißbraucht und Verelen-
dung produziert wird, da fordern Chri-
sten die soziale Marktwirtschaft ein und
erheben in Aufsichtsräten, Gewerk-
schaften, Parteien und Regierungen
entsprechend ihre Stimme.

Bei diesen und ähnlichen Herausforde-
rungen istdeutlich, daß nicht einfach von
den Institutionen wie Staat oder Kirche
Lösungen erwartet werden dürfen, son-
dern daß die Zukunft Europas von dem
abhängt, was in den Köpfen der Men-
schen vorgeht. In diesem Sinne fordert
Europa jeden einzelnen Christen. Glaube
und Nächstenliebe können auch in einer
säkular sich verstehenden Gesellschaft in
Europa Hoffnung ausstrahlen für die Po-
litik, die Kultur und Ethik. Solche Konse-
quenzen des Glaubens beginnen im per-
sönlichen Leben, in Familie, Beruf und
Freizeit; und sie nehmen Gestalt an,
wenn Christen sich in Gruppen, Verei-
nen, Bewegungen und Parteien organi-
sieren, um in der demokratischen eu-
ropäischen Gesellschaft so viel Einfluß
wie eben möglich zu gewinnen.
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Ökumene in Europa

In ähnlicher Weise haben auch die Kir-
chen das Recht und von ihrem Selbstver-
ständnis her die Pflicht, Europa mitzuge-
stalten. Sie haben dazu als Institutionen,
die sich prinzipiell übernational begreifen
und zugleich ganz nahe bei den Men-
schen sind, viele Möglichkeiten. Aller-
dings sind sie auch durch die konfessio-
nellen Spaltungen und
durch ihre organisatori-
schen Strukturen als
National-, Volks- und
Freikirchen schwer be-
hindert, gemeinsam
und effektiv zu handeln.
Man muß nüchtern se-
hen, daß sie bisweilen
nur ein Spiegelbild der
Gesellschaft sind: Wo
partikularer Nationalis-
mus blüht, wachsen
analog neue konfessio-
nalistische Tendenzen.
Wo internationale Kon-
flikte aufbrechen, beto-
nen die Kirchen die
Treue zum eigenen
Volk und machen es
sich selbst schwer, für
die Versöhnung tätig zu
sein. Das mag mensch-
lich verständlich sein,
widerspricht aber dem
Auftrag der Kirchen, in-
mitten der Spaltungen und Konflikte ein
Zeichen des Reiches Gottes zu sein.

Kirchen als Spiegelbild der
Gesellschaft

Die ökumenische Bewegung hat diese
Situation erfaßt und sucht sie zu ändern.
Im Blick auf die Zukunft bleibt in Europa
freilicht noch viel zu tun. An der konfes-
sionellen Gliederung wird sich in abseh-
barer Zeit vermutlich nicht viel ändern,
aber das oft noch beziehungslose Ne-
beneinander muß überwunden werden,
wenn die Kirchen nicht zu einer belang-
losen Größe werden wollen. Bessere
ökumenische Zusammenarbeit und ef-
fektivere ökumenische Strukturen sind
unerläßlich.

Was im politischen Bereich als teilweiser
„Souveränitätsverzicht" der Staaten zu-
gunsten überstaatlicher Organisationen
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diskutiert wird, müßte im kirchlich-öku-
menischen Raum bedeuten, daß die Kir-
chen den ökumenischen Gremien wie
dem Ökumenischen Rat der Kirchen,
der Konferenz Europäischer Kirchen
und der reformatorischen Leuenberger
Kirchengemeinschaft klare Mandate
geben, für sie etwa auf der Ebene der

Der Christ lebt nicht im Wordensein,
sondern im Werden. Daß also dies Leben
nicht ist ein Frommsein, sondern ein
Frommwerden, nicht ein Gesundsein,
sondern ein Gesundwerden, nichteine
Ruhe, sondern eine Übung. Wir sind es noch
nicht, wir werden es aber; es ist noch nicht
getan und geschehen, es ist aber im Gang
und Schwang. Es ist nicht das Ende, es ist
aber der Weg; es glüht und glänzt noch
nicht alles, es klärt sich aber alles.

Martin Luther

Zukunft. Friede und Ökumene zwi-
schen den Kirchen müßte ein Modell
sein für Friede und Gemeinschaft zwi-
schen den Völkern.

Darum ist die geplante Zweite Europäi-
sche Ökumenische Versammlung aller
christlichen Kirchen in Europa (in Graz

1997) ein hoffnungs-
volles Zeichen. Die
Konferenz Europäischer
Kirchen (= alle nicht-rö-
misch-katholischen Kir-
chen), die bis 1989 vor
allem eine Brücke zwi-
schen Ost und West in
Europa war und darum
eine gemeinsame Ver-
tretung gegenüber da
Europäischen Gemeirr-
schaft nicht wahrneh-
men konnte, braucht
dringend eine klare
Mandatserweiterung.
Und die Leuenberger
Kirchengemeinde (= lu-
therische, reformierte
und unierte Kirchen in
Europa) bedarf der In-
tensivierung, damit das
evangelische Profil in
der Ökumene nicht un-
tergeht.

europäischen Institutionen (der Eu-
ropäischen Union oder der Organisati-
on für Sicherheit und Zusammenarbeit
in Europa, OSZE) gemeinsam zu reden
und handeln.

Keine „Superkirche"

Niemand wünscht eine Superkirche mit
einer zentralistischen Bürokratie. Nie-
mand bestreitet einer anglikanischen
Staatskirche, einer deutschen Volkskir-
che oder einer freikirchlichen Minoritä-
tenkirche das Recht, ihre Angelegenhei-
ten selbst zu regeln ohne Weisungen
von ökumenischen oder gar politisch-
europäischen Gremien.

Aber mehr Gemeinschaftsfähigkeit ist
im Christentum nötig, gerade auch,
wenn die Vielfalt konfessioneller, kultu-
reller und nationaler Prägungen frucht-
bar gemacht werden soll für Europas

Für die Gemeinschaftsfähigkeit des Prote-
stantismus in Europa ist nach wie vor eine
Europäische Evangelische „Synode"
wünschenswert (oder wie immer ein adä|
quater kirchenrechtlicher Begriff lauten
mag), in der die Vielfalt des evangelischen
Gottesvolkes vertreten ist und die bei aller
Pluralität versucht, die evangelische Stim-
me zu den gesellschaftlichen Herausfor-
derungen in Europa zur Geltung zu brin-
gen. Dafür muß freilich der Heilige Geist
noch manche provinzialistische Enge in
unseren Kirchen aufbrechen. •

Anm.:
Professor Dr. Reinhard Frieling

ist Direktor des Konfessionskundlichen
Instituts der EKD in Bensheim und

leitet die Vorbereitungsgruppe für die
nächste EKD-Synode vom

5.-10. November 1995
in Friedrichshafen zum Thema
„Europa fordert die Christen -

Für eine Gemeinschaft in
Gerechtigkeit und Frieden".
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Luther-Jahr'96

Zeichen des Glaubens
in der modernen Zeit

ArturWild

Die Geschichte der Stadt Erfurt , der heu-
tigen Landeshauptstadt Thüringen,
reicht bis ins 8. Jahrhundert zurück. Hier
gründete Bonifacius 742 ein Bistum.

Während ihrer Glanzzeit im Mittelalter
besaß die Stadt Erfurt 36 Kirchen und 1 5

J^löster. Das trug ihr den Namen „die
Wurmreiche" ein. Noch heute gehören

die Kirchen und Klöster zu den bedeu-
tendsten Sehenswürdigkeiten Erfurts,
die Stadtgeschichte wurde und wird
durch sie geprägt. Unübersehbar zieht
der Dom und die Severikirche die Touri-
sten an. Wenige hundert Meter entfernt
trifft man auf mehrere Kirchen: die Pre-
digerkirche, Barfüßerkirche, die Aller-
heiligenkirche, Andreaskirche und die
Augustinerkirche mit dem berühmten
Augustiner Kloster.

Vom diesem Kloster ging ein großer Ein-
fluß auf die Stadt und das Land aus,
denn in diesem Kloster lebte der Refor-
mator Martin Luther als Mönch.

10. November diesen Jahres begin-
en mit dem Martinsfestauf dem Dom-

platz die Feierlichkeiten des Lutherjah-
res. Alljährlich versammeln sich hier in
einer ökumenischen Feierstunde ca.
30.000 Menschen, um des Heiligen
Martin von Tours und des Reformators
Martin Luther zu gedenken.

Martin Luther im Erfurter
Augustiner Kloster

Heute ist das Augustinerkloster ein Be-
gegnungs-, Tagungs- und Studienzen-
trum. Zu den Feierlichkeiten anläßlich
des Lutherjahres 1996 wird es im Mittel-
punkt stehen.

Am 17. Juli 1505 bat der Magister Martin
Luther um Aufnahme in das Kloster der Er-

furter Augustiner-Eremiten, nachdem er
zwei Wochen vorher im Gewitter bei Stot-
ternheim der Heiligen Anna gelobt hatte,
Mönch zu werden. Fast alle Bücher hatte
er verschenkt. Nur seine beiden lateini-
schen Lieblingsdichter Virgil und Plautus
nahm er mit. Nachdem er einige Wochen
lang Gast des Klosters gewesen war, wur-
de er durch den Prior Winand von Dieden-
hofen als Novice aufgenommen.

Er bekam eine in rotes
Leder gebundene Bi-
bel, die er durchzuar-
beiten hatte. Er stand
unter Auf-
sicht des

LUTHER-JAHR'96
Novicenmeisters Johann von Grefenstein,
von dem er noch nach Jahrzehnten mit
großer Achtung sprach. Der Novicenmei-
ster war auch sein Beichtvater, von der
Beichte machte der Novice so häufig Ge-
brauch, daß es auch sein Novicenmeister
für übertrieben hielt.

Die Augustiner-Eremiten waren ein Bet-
telorden, aber der Erfurter Konvent war
dank so mancher Stiftungen nicht auf Bet-
tel angewiesen. Als Übung in Demut muß-
ten aber die Novicen mit dem Bettelsack
losziehen. In Erfurt wurde die Strenge der
Augustiner nur noch von den Kartäusern
übertroffen.

In dem Erfurter Konvent war nämlich, wie
in 29 anderen Augustinerklöstern eine Re-
form durchgeführt worden, welche die
Mönche zu alter Strenge des Klosterlebens
zurückbrachte. Es wurde sehr viel gefastet.
Wenn man alle Fastentage des Jahres zu-
sammenzählte, ergab sich, daß in der Hälf-
te des Jahres gefastet wurde.

Ein Jahr nach seiner Rezeption legte Mar-
tin Luther die Mönchsgelübde der Armut,
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der Ehelosigkeit und des Gehorsames ab.
Gleich danach wurde er zum Priesteramt
bestimmt. Dazu bedurfte es damals keines
theologischen Studiums.

Dazu lud er u.a. auch seinen Vater ein, der
sich mit dem Entschluß seines Sohnes,
Priester zu werden, noch nicht abgefun-
den hatte und ihm das beim Essen im Re-
fektorium auch zu verstehen gab.

Da im Erfurter Augustiner-Konvent die
Gelehrsamkeit hoch im Kurs stand und der
Pater Martinus bereits Magister war, wur-
de er zum Studium bestimmt, das er in Er-
furt aufnahm und im Herbst 1508 in Wit-
tenberg fortsetzte. Nachdem er dort Bac-
calaureus sententiarius geworden war,
kam er wieder nach Erfurt.

Im Auftrage des Erfurter und des Nürnber-
ger Konvents reiste er mit einem Ordens-

bruder nach Rom. Es wurde eine
Vereinigung der reformierten

Konvente mit den nicht re-
formierten angestrebt.

Dagegen wehrten
sich die Konvente
von Erfurt, Nürn-
berg und 7 ande-
re Konvente. Die

Vereinigung kam nicht zustande. Es kam
zu einem Kompromiß, dem sog. „Jenaer
Rezeß", dem Luther zustimmte. Doch als
er nach Erfurt zurückkehrte, stellte ich her-
aus, daß nur eine Minderheit seiner Brüder
damit einverstanden war. Zu dieser Min-
derheit gehörte Luthers Freund und Klo-
sterbruder der Humanist Johannes Lang,
der später Erfurts wichtigster Reformator
wurde.

Martin Luthers Stellung im Erfurter Kloster
wurde durch diese Vorgänge so schwierig,
daß der Generalvikar Johann von Staupitz
es für geraten hielt, ihn nach Wittenberg
zu versetzen. Er hatte Martin Luther schon
längere Zeit seine Aufmerksamkeit gewid-
met, hatte ihn in Wittenberg dazu bewo-
gen, sich zum Doktor der Theologie pro-
movieren zu lassen und ihn zum Nachfol-
ger in seiner Professur für Bibelauslegung
gemacht. •

Anm:
ArturWild ist Pfarrer in Erfurt

und Vorsitzender des
EAK-Landesverbandes in Thüringen
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50 Jahre EKD

50 Jahre EKD: Eine Mischung
aus Wohlfahrtsverband und
Greenpeace?

Heinz-Georg Binder

Die Reformation hat es gewußt: wahre
Kirche ist überall da, wo das Evangelium
rein verkündet und die Sakramente ein-
setzungsgemäß verwaltet werden. Das
vor allem war entscheiden^ und alle
kirchlichen Organisationsformen haben
sich bis heute danach zu fragen, ob sie
diesem einen Ziel dienen. Vieles andere
mag sich dann daraus ergeben. Solches
gilt auch für die EKD, die Vereinigung
der deutschen Landeskirchen, die in die-
sen Wochen auf 50 Jahre ihres Beste-
hens zurückblickt.

Gewiß, sie ist nach wie vor mehr Kir-
chenbund als Kirche, die 24 Gliedkir-
chen bewahren ihre Selbstständigkeit
und sind schließlich auch für die Ver-
kündigung am Ort unmittelbar verant-
wortlich. Aber die medienbestimmte
Öffentlichkeit sieht nun einmal die EKD
mit ihren Organen als die Sprecherin der

evangelischen Christenheit, und damit
müssen wir umgehen. Kein Zweifel: Es
gab und es gibt in den Gremien und im
Stab der EKD viel gründliche Arbeit an
der Sache, die landesweite Bedeutung
hat und zugleich der Verkündigung in
der örtlichen Gemeinde dient. Man
denke nur an die umfangreiche theolo-
gische und philologische Arbeit am Text
der Lutherbibel oder an die Vorberei-
tung des inzwischen erschienenen neu-
en Evangelischen Gesangbuches. Aber
das meiste davon vollzieht sich in der
Stille. Die zentralen Fragen des Glauben
stehen dagegen seltener ganz im Vor-
dergrund wie etwa im Jahr 1988, als sich
die EKD-Synode mit dem Thema befaß-
te: „Glauben heute, Christ werden,
Christ bleiben."

Meistens erfährt die Öffentlichkeit vor al-
lem das, was die kirchlichen Gremien zu
Fragen der Zeit geäußert haben. Ein
Spötter sagte einmal, die EKD erscheine

ihm zuweilen als eine Mischung aus
Wohlfahtsverband und Greenpeace.
Nun liegt das sicher vor allem an dem ein-
geschränkten Interesse der säkularisier-
ten Medienwelt. Aber ist es das wirklich
allein? Wer Synodaldebatten verfolgt,
kann sich oft genug nicht des Eindruckes
erwehren, daß es vor allem die politi-
schen Zeitfragen sind, die mit der größ-
ten Leidenschaft diskutiert werden.

Nichts gegen die öffentliche Verantwor-
tung der Kirche. Aber stimmt die Ge-
wichtung noch? Man hat gemeint, das
Christentum sei in sein ethisches Zeitalter
eingetreten. Signalisiert das vielleicht nur
die Schwäche unserer Verkündigung,
dem aufgeklärten und kritischen Zeitge-
nossen zu sagen, das Heil in Christ^
auch für ihn die lebensentscheidende
Wahrheit ist? Die EKD hat viele Sorgen:
das Aushalten des durch die Wiederver-
einigung vermehrten Pluralismus, Kir-
chenaustritte, Geldknappheit, Verlust an
Ansehen. Dieses alles läßt sich ertragen,
wenn nur für jedermann deutlich bleibt,
was Grund und Mitte der kirchlichen
Verkündigung ist. •

Der Autor war von 1977 bis 1992 Be-
vollmächtigter des Rates der EKD am
Sitz der Bundesregierung. (aus: idea)

Der EAK-Ludwigsburg
lädt ein:
Montag, 6, November 1995,18.30 -21 Uhr
Aula des Jugenddorfwerks, Schloß Kaltenstein
in Vaihingen/Enz

„Familie morgen?
Lebensformen - Lebensmöglichkeiten"

Podiumsgespräch zischen
CDU-Fraktionschef Günther Oettinger, MdL
und Kandidaten zur Württ. Landessynode
der Wahlkreise Mühlacker/Vaihingen und
Ditzingen/Leonberg

Weitere Informationen: Ulrich Hirsch
(Tel.:0704672632)

Einladung zur Landesversammlung
des Evangelischen Arbeitskreises
der CDU Sachsen

am Freitag, den 13. Oktober 1995
um 18.00 Uhr
im Festsaal des Rathauses Dresden
Eingang Goldene Pforte

Es spricht der Bundesvorsitzende
des Evangelischen Arbeitskreises,
Bundesminister Jochen Bordiert,

zum Thema
Kirche und freiheitliche Demokratie

Anschließend finden die Wahlen zum
EAK-Landesvorstand Sachsen statt.
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Büchermarkt & Leserbrief

-Bücher

Dr. Reinhard Göhner:
Vernetzt denken -
verantwortlich handeln:
Erneuerung von Politik
und Gesellschaft
Bouvier Verlag, Bonn 1995

Die Verkündigung des Evan-
geliums, Themen wie Schuld
und Gnade, Erlösung und Heil
sind Sache der kirchlichen
Verkündigung; der Glaube ist
Sache des einzelnen Individu-
ums. Sache der Politik ist das,

unser aller Zusammenle-
en und die Art und Weise

seiner politischen Gestaltung
im Gemeinwesen betrifft.
Was kann in einer pluralen
Gesellschaft christliche Politik
heißen?

Aufgabe einer christlichen
Politik ist es erstens, die Be-
dingungen der freien Glau-
bensentscheidung von Chri-
sten zu sichern - ein Leben in
christlicher Überzeugung
muß in unserem Gemeinwe-
sen möglich sein. Insofern
werden politisch die „Interes-
sen" der Christen und der
freien Verkündigung der Kir-
iaien vertreten. Zum anderen
gibt es aber auch christliche
Inhalte, die für die Politik
wichtig sind. Dies ist vor allem
ein Verständnis vom Men-
schen, das im Christentum
wurzelt und ein bestimmtes
Verständnis von Politik, das
aus dieser Sicht vom Men-
schen in der Welt folgt.

Dazu gehört, das der einzelne
Mensch in seiner gottgegebe-
nen Würde und Personalität
im Mittelpunkt der Politik ste-
hen muß, der deshalb nicht
zum bloßen Mittel eines
„höheren" welthistorischen
Zwecks gemacht werden darf.
Von einem Menschenbild zu
reden ist gefährlich, denn ein
bestimmtes - notwendiger-
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weise einengendes - Bild dür-
fen wir uns im Sinne der fun-
damentalen menschlichen
Freiheit gerade nicht machen.
Diese Grundüberzeugung hat
deutliche Konsequenzen für
die Politik. Im Zentrum des
Staatsverständnisses steht die
äußere Sicherung der Men-
schenwürde.

Das Leitziel ist es, die freie
Entfaltung der Persönlichkeit
in ihren äußeren Rahmenbe-
dingungen zu gewährleisten -
rechtlich und sozial, nach in-
nen und außen. Der Auftrag
der Politik ist damit begrenzt:
das Glück des Menschen zu
besorgen steht ihr nicht zu.
Von der christlichen Heilbot-
schaft her wissen wir um die
Begrenztheit unseres Tuns -
um die normativen Grenzen
wie um die faktischen Gren-
zen, die sich aus der menschli-
chen Endlichkeit und Unvoll-
kommenheit ergeben.

Wir können der Welt nicht
das Heil bringen, es steht uns
auch nicht zu; aber als Chri-
sten brauchen wir darum
auch gar nichtzu bangen. Wir
dürfen damit rechnen, daß
Gott seine Schöpfung nicht
im Stich läßt. •

(Auszug aus Kapitel III)

Leserbriefe

Betr.: Kruzifix-Urteil
Schon wieder „Atheismus
als Staatsdoktrin"?

Zahlreiche Vertreter der deut-
schen Linken und ihre Zei-
tungsschreiber, vor allem auch
in den 3 1/2 über die deutsche
Einheit hinweg weitergeführ-
ten „SED-Bezirkszeitungen" in
Sachsen, haben unisono in der
Presse jegliche Kritik am „Kru-
zifix-Urteil" des Bundesverfas-
sungsgerichts strikt zurückge-

wiesen. Sie haben damit sehr
deutlich gezeigt, daß sie so
sehr von atheistischen Vorur-
teilen eingenommen sind, daß
ihnen echte Urteilskraft völlig
abhanden gekommen ist.

Die Autoren von Artikeln und
Kommentaren begreifen of-
fenbar noch weniger als die
fünf Karlsruher Verfassungs-
richter, die das denkbar knap-
pe „Kruzifix-Urteil" auch ge-
gen die Auffassung dreier
Mitrichter gesprochen haben,
daß die Verfassungsaussage
der Trennung zwischen Staat
und Kirche keineswegs ein
Gebot ist, daß der Staat athe-
istisch zu sein hat. Im Gegen-
teil beweist das Grundgesetz
mit dem Verweis auf die Ver-
antwortung „vor Gott und
den Menschen" seine Ver-
wurzelung im Christentum,
und es bedarf schon großer
atheistischer Borniertheit, das
nicht zu erkennen.

Daß der Vorsitzende Richter
Henschel im Nachhinein das
Urteil nun modifiziert hat und
damit selbst die Berechtigung
von Kritik anerkennt, stört die
atheistischen Aktivisten nicht.
Sie erkennen auch nicht, daß
hier antireligiöser Intoleranz
der Status von Recht gegeben
werden sollte.

Es ist offensichtlich, daß die
fünf Verfassungsrichter ein
deutliches Fehlurteil gespro-
chen haben. Sie haben damit
die Institutionen „Verfas-
sungsgericht" beschädigt
und nicht diejenigen, die die-
ses Fehlurteil auch so nennen,
ganz gleich, ob Jurist, Politiker
oder Bürger. Offenbar ist
doch, daß zumindest die
deutliche Mehrheit der Bay-
ern und wohl auch die Mehr-
heit aller Deutschen dieses
Urteil als „nicht das Grundge-
setz schützend" ablehnen.

Nun werden alle Kritiker, wo-
zu übrigens auch die früheren

Verfassungsgerichtspräsiden-
ten Ernst Benda und Bundes-
präsident Roman Herzog
gehören, wüst beschimpft
und mit kindischen Unterstel-
lungen überhäuft. Dabei wer-
den wieder Politiker der CDU
und CSU zum Hauptfeind der
Demokratie erklärt, als ob
nicht die Politik der CDU erst
die deutsche Einheit möglich
gemacht und damit der De-
mokratie für ganz Deutsch-
land den Weg bereitet hat.

In ihrer Wut über die starke
Kritik an dem Urteil entlarven
sich die Zeitungsschreiber, in-
dem sie so weit gehen, alle
Verurteilungen des „Un-
rechtsstaats DDR" von CDU-
Politikern heute „Geschwa-
fel" zu nennen. Das zeigt,
wofür die Herzen der Verfas-
ser dieser „Kritikerschelte"
wirklich schlagen, jedenfalls
nicht für die Demokratie.

Natürlich geht es längst „um
mehr als um Kreuze in Klas-
senzimmern". Es geht darum,
daß hier der erste Schritt ver-
sucht wurde, Atheismus wie-
der zur Staatsdoktrin zu ma-
chen. Das haben die Christen
in Ostdeutschland 45 Jahre
erdulden müssen. Sie wollen
nicht schon wieder Opfer der
Intoleranz und der atheisti-
schen Indoktrinierungsein.

Verlierer aus diesem Urteil
sind nicht seine Kritiker, son-
dern der Rechtsstaat und sein
Verfassungsgericht, das
durch die Schuld von fünf
Richtern beschädigt wurde.

Diese Richterwürden gutdar-
an tun, ihre Hüte zu nehmen,
weil das für sie die einzige
Möglichkeit der Wiedergut-
machungist. •

Dietmar Franke MdL
Stellvertretender
Vorsitzender des
Evangelischen Arbeitskreises
der CDU Sachsen
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Aus unserer Arbeit

Zur Reform des Staates

Münster. „Ein wirklich wahr-
hafter Demokrat," so Her-
mann Buntrock, erster Vorsit-
zender des Evangelischen Ar-
beitskreises Münster über den
Gast. Rainer Eppelmann,
Theologe und brandenburgi-
scher Bundestagsabgeord-
neter der CDU, sprach über
„Fragen und Probleme zum
Umbau und zur Reform des
Sozialstaates." Das Interesse
der Anwesenden galt sowohl
dem Thema, als auch der
Person Eppelmanns, der in
seinem Leben bereis Maurer,
Pfarrer und Verteidigungs-
minister war. „Das sozialpo-
litische Engagement war mir
schon immer wichtig", er-
klärte Eppelmann, der auch
Vorsitzender der Christlich-
Demokratischen-Arbeitneh-
merschaft (CDA) ist, anhand
seiner Biographie. •

Für regelmäßige
gemeinsame

Konsultationen

Darmstadt. In einem Ge-
spräch des EAK-Landesvor-
standes der CDU Hessen mit
der Kirchenleitung der Evan-
gelischen Kirche in Hessen
und Nassau sprach sich der
Kirchenpräsident Prof. Peter
Steinacker für „geregelte"
Konsultationen miteinander
aus. Man werde eine solche
Empfehlung von der Kir-
chenleitung auch in der Kon-
ferenz der Dekane geben.
Sehr schnell wurde in dem
vom stellvertretenden Lan-
desvorsitzenden des EAK-
Hessen Michael Bergmann
für den EAK und von KP
Steinacker für die Kirchenlei-
tung gemeinsam geleiteten
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Gespräch klar, daß dies auch
nötig ist, um die gegenseitige
und unmißverständliche In-
formation sowie eine verläß-
liche Meinungsbildung zu er-
möglichen. Als Beispiel
dafür, wie es nicht laufen
dürfe, wurde der Ablauf zum
Gesetzgebungsverfahren zur
gesetzlichen Pflegeversiche-
rung mit der Abschaffung
des Büß- und Bettages als
gesetzlichem Feiertag ge-
nannt. Gegenstand des Ge-
sprächs waren neben dem Re-
ligionsunterricht vor allem der
Entschließungsentwurf der
EKD und der Deutschen Bi-
schofskonferenz „Zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage
in Deutschland" und die beab-
sichtigte gesetzliche Regelung
der Organtransplantation. •

Wege für
neue Arbeitsplätze

Oldenburg. Das Bemühen um
neue Arbeitsplätze und die
Frage nach der Antwort auf
das Thema Armut stand im
Mittelpunkt einer Diskussions-
veranstaltung des Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU
mit Oberkirchenrat Tilman
Winkler von der EKD-Kanzlei
aus Hannover. Kritik gab es
aus dem Zuhörerkreis an der
Kirchendenkschrift: „Zur wirt-
schaftlichen und sozialen Lage
in Deutschland". „Die Be-
schreibung ist gut, doch es
fehlen die Vorschläge." Durch
moralische Rügen an die Wirt-
schaft, wie sie kürzlich auch
von Sozialminister Miller bei
seiner Predigt in der Lamberti-
Kirche ausgesprochen worden
seien, würden keine Arbeits-
plätze geschaffen bzw. erhal-
ten. Öffnungsklauseln in Tarif-
verträgen, öffentliche Förde-
rung zusätzlicher Arbeitsplätze
für wenig qualifizierte Arbeits-
kräfte und die Organisation ei-

nes Netzes für häusliche
Dienstleistungen waren die
Vorschläge aus der Diskussion
für die Schaffung neuer Ar-
beitsplätze.

Oberkirchenrat Tilman Winkler
betonte abschließend, daß die
Schrift der Kirchen ein uner-
wartet großes Echo gefunden
habe und versprach, auch die
Anregungen aus Oldenburg
mit in den weiteren Konsulta-
tionsprozeß aufzunehmen. •

Wertmaßstäbe des
Christentums in der Politik

Chemnitz. Zu diesem Thema
im Vorfeld des 50. Jahrestages
der Gründung der CDU hatten
der Vorsitzende des Landes-
verbandes des Evangelischen
Arbeitskreises der CDU Sach-
sen, Sozialminister Dr. Hans
Geisler und Horst Otto vom
EAK Kreisverband Chemnitz in
die St.-Andreas-Gemeinde
nach Chemnitz eingeladen und
den langjährigen Bundesvorsit-
zenden Staatsminister i.R. Al-
brecht Martin als Vortragen-
den gewonnen. Albrecht Mar-
tin betonte, daß der Einfluß
christlicher Wertmaßstabe von
den verschiedenen politischen
Strömungen, in denen Chri-
sten tätig sind, sehr unter-
schiedlich gesehen werde.

Nach seiner Ansicht sei das
rechte Verhalten der Men-
schen dadurch gegeben, daß
„Gott als der Herr allein" aner-
kannt und „von ganzem Her-
zen, ganzer Seele, ganzem
Gemüt und allen Kräften ge-
liebt" werde, und das Gebot
vorschreibe, „Deinen Näch-
sten zu lieben wie Dich selbst."
Dieses Gottesgebot verbiete
jegliches Paktieren mit jeder
Form von Ideologie.

In seinem Co-Referat führte
Dr. Geisler die Gedanken wei-
ter, indem er als Grundlage der
sozialen Komponente in der
sozialen Marktwirtschaft die
christliche Verantwortlichkeit
feststellte, resultierend aus
Würde und Freiheit des Han-
delns im Sinne der Nächsten-
liebe. Diese Nächstenliebe
nimmt dem Hilfsbedürftigen
nicht seine Würde durch Mit-
leid und entwürdigende Zutei-
lung, sondern befähigt ihn
durch ihre Unterstützung zur
Selbsthilfe und zur Mobilisie-
rung der eigenen Kräfte. Geis-
ler ging auf die Rolle der Kir-
chen in der DDR ein, eine Rolle
als Hort der Bedrängten und
Andersdenkenden, ein Ort der
Mündigsprechung. So sei auch
die Handhabung der Sozialge-
setze an die Erhaltung da:
menschlichen Würde, an E/
genverantwortlichkeit und an
christliches Füreinander ge-
bunden, und der eingeschla-
gene Weg gelte der Durchset-
zung der Subsidiarität. •

Zur Gesprächsrunde in der Chemnitzer St.-Andreas-Gemeinde war
Staatsminister a.D. Albrecht Martin Gast des EAK-Landesverbandes
Sachsen (v.l. Elke Heyder, Frank Weimert, Albrecht Martin, Horst Otto).
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Aus unserer Arbeit

EAK in Worms wählte
neuen Vorstand

Worms. Die Mitglieder des
EAK in Worms bestätigten
auf ihrer Versammlung Ul-
rich Oelschläger als Vorsit-
zenden und wählten Sabine
Decher und Dr. Horst Her-
mann Knuth als Stellvertre-
ter. Des weiteren wurden
Gerhard Humberg, Silvia
Gutjahr, Hanna Kohlmei-
ster, Ursula Meyer, Walter
Schwahn, Walter Überrück

'•>! den Vorstand gewählt. •

Offensive zur Stärkung des
Ehrenamtes nötig

Schleswig. „Das Ehrenamt
muß dringend in der öffentli-
chen Anerkennung aufge-
wertet werden. Dafür ist eine
umfassende Offensive nötig,
um mehr Verständnis und
Bereitschaft für die Ausü-
bung ehrenamtlicher Tätig-
keiten zu wecken."

{ '^t diesen Worten faßte der
Kreisvorsitzende des Evangeli-
schen Arbeitskreises der CDU
Schleswig-Flensburg, Johan-
nes Callsen, Langdeel, das Er-
gebnis einer Schwerpunktsit-
zung des EAK zusammen.

Die Mitglieder waren sich ei-
nig, daß das Ehrenamt tra-
gende Säule des gesellschaft-
lichen Zusammenlebens und
der Demokratie ist. In vielen
Bereichen, von sozialen,
sportlichen, kulturellen oder
gesellschaftlichen Aufgaben
bis hin zur kommunalen
Selbstverwaltung, der Selbst-
verwaltung der Wirtschaft
oder dem Einsatz von Schöf-
fen in der Rechtsprechung sei
das Ehrenamt unverzichtbar.

lEÜK]
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Hat die
Kirchensteuer
Zukunft?

Diskussion mit
Staatsminister
Dr. Hans Geisler (Sachsen)
und Oberkirchenrat
Dr. Rudolf Kriszeleit
(Leiter der Finanzabteilung
der Evangelischen Kirche
von Hessen und Nassau)

Montag, den
6. November 1995,
um 19.30 Uhr,
Alpensälchen des
Festhauses, Worms.

Kirche und Politik
nach 1989

Berlin. Bei den Landesvor-
standswahlen des EAK-Ber-
lin-Brandenburg wurde der
bisherige Vorsitzende Stefan
Dachsei in seinem Amt be-
stätigt.

Als Stellvertreter sind gewählt
worden: Frau Schultz und
Herr Stroppe. Anschließend
hielt Domprediger Martin
Beer eine Andacht. Pfarrer
Martin Beer, Domprediger
am Berliner Dom, stellt sein
Erleben mit Kirche und Politik
auf seinem Weg aus der Vor-
pommerschen Landeskirche
hin zum Berliner Dom in den
Zeiten des Umbruchs 1989-
90 dar.

Die nachfolgende Diskussion
brachte die besondere Situati-
on der EKiBB in Deutschland
zum Ausdruck. Die beiden
Hälften dieser Landeskirche
lagen nach der Vereinigung
unseres Vaterlandes 1990 in
den ehemaligen Ost- und
Westteilen. Die Kirche mußte
so auch eine Wiedervereini-
gung in sich, mit allen Chan-
cen und Beschwerden vollzie-
hen. •

Eine Gemeinschaft ohne Werte und
„religio" (Bindung) ist der Kampf aller
gegen alle!
Thesen des EAK-Hessen aus Anlaß des
„Kruzifix-Urteils" des BVerfG

1. „Im Bewußtsein seiner Verantwortung vor Gott und den
Menschen" - die Präambel des Grundgesetzes verlangt nicht
den Glauben, wohl aber menschliche Bescheidenheit. Geschich-
te ist Rechenschaft einer Kultur über sich selbst (Huizinga). Un-
sere Geschichte ist die des „europäischen Abendlandes" mit
dem frühen Herrschaftsverständnis des „Heiligen römischen
Reichs", das hohe Ansprüche setzt.

2. Gewissen, Freiheit, Gleichheit, Streben nach Glück: Alle we-
sentlichen Freiheitsrechte entstammen der Erkenntnis, daß der
Mensch von Gott geschaffen und daher gleichwertig und un-
verwechselbar ist. Die Bindung an die Transzendenz des einen
Gottes ermöglicht Freiheit und Verantwortlichkeit.

3. Unsere Gesellschaft verdankt der Bergpredigt gemeinschaft-
liche Werte, unser Staat dem Christentum seine Fundamente,
die Grundrechte, wie sie in der Aufklärung formuliert wurden.
Der Staat kann seine Wurzeln nicht negieren oder ignorieren;
ihm erwächst die Verantwortung, das Gewicht und Gleichge-
wicht der Grundrechte zu schützen.

4. Wertvorstellungen in einer Gesllschaft bleiben und wachsen
nur, wenn Erzieher, Politiker, Kirchen, auch Gerichte in Denken,
Reden und Handeln um sie ringen.

5. Freiheit der Meinung und Pluralismus können nicht Leere und
Unverbindlichkeit bedeuten: In jedes Vakuum drängt ein ande-
res, im Zweifel die Freiheit einschränkendes Sinn-Modell, eine
totalitäre Versuchung.

6. Religionsfreiheit und Toleranz dienen primär der Ermögli-
chung, nicht der Verhinderung, eine eigene Position zu vertre-
ten.

7. Die Meinungsfreiehit wie die Freiheit der Kunst können auf
Dauer die Integrität und Ehre der Persönlichkeit nicht auf den
zweiten Platz verweisen. In diesem Zusammenhang muß der
„Gotteslästerungsparagraph" bewahrt werden.

8. (Religiöse) Toleranz entsteht nicht durch Verweigern einer
Position , sondern auf der Grundlage einer eigenen Identität:
Diese aber wird durch einen Findungsprozeß, also auch durch
das Angebot einer Position erworben.

9. Das schulische Angebot konfessionellen Religionsunterrichts
oder des Ethikunterrichts dient im Sinne der Identitätsfindung
der Erziehung junger Menschen insbesondere zur Ehrfurcht vor
dem Leben.

10. Kein Schüler muß glauben. Aber er muß sich mit dem aus-
einandersetzen, was ihn unbedingt angeht: seine Orientierung,
sein Standort im unmittelbaren Umfeld und innerhalb des Kos-
mos. Er muß die prägenden Faktorendereigenen Kultur kennen
und sich mit ihnen auseinandersetzen.
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